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Sachgebiet 212 


Bonn, den 5. April 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Vorsorgeuntersuchungen im Kindesalter 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Prinz zu Sayn-Witt- 
genstein-Hohenstein, Dr. Hammans, Burger, Frau Stom- 
mel, Rollmann und Genossen 
— Drucksache VI/2001 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit wie folgt: 


1. Wie sollen nach Auffassung der Bundesregierung die neuesten 
wissenschaftlichen Erkenntnisse auf dem Gebiet der Früher- 
kennung von Krankheiten bei Kindern in die Praxis umgesetzt 
werden, um zu einer größtmöglichen Effektivität, insbesondere 
bei der Verhütung von prae-, peri- und postnatalen Schäden zu 
kommen? 

Die durch das Zweite Krankenversicherungsänderungsgesetz 
(2. KVÄG) für Kinder bis zur Vollendung des 4. Lebensjahres 
vorgesehenen Untersuchungen zur Früherkennung von Krank- 
heiten, die eine normale körperliche oder geistige Entwicklung 
des Kindes in besonderem Maße gefährden, sind nach der ge- 
setzlichen Regelung so zu gestalten, daß sie alle nach den Regeln 
der ärztlichen Kunst notwendigen Maßnahmen umfassen, die 
eine wirkungsvolle Früherkennung der in Frage kommenden 
Krankheiten auf breiter Basis ermöglichen. Der Gesetzgeber 
hat dem Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen die 
Aufgabe zugewiesen, das Nähere über die Art dieser Unter- 
suchungen, damit auch über das Untersuchungsprogramm, durch 
Richtlinien zu beschließen. Es ist gewährleistet, daß beim In- 
krafttreten der entsprechenden Regelungen am 1. Juli 1971 ein 
sowohl den Möglichkeiten der Praxis wie den Erfordernissen 
der gesicherten wissenschaftlichen Erkenntnis Rechnung tra- 
gendes einheitliches Untersuchungsprogramm zur Verfügung 


Buchdruckerei P. Meier, 5205 St. Augustin 1, Buisdorf, Tel. (02241) 6 27 46 
Alleinvertrieb: Verlag Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (02229) 6 35 51 



Drucksache VI/2077 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


stehen wird. Der Bundesausschuß hat, um in seine Überlegun- 
gen die neuesten wissenschaftlichen Erkenntnisse auch auf den 
in der Frage angesprochenen Gebieten einbeziehen zu können, 
soweit erforderlich, Sachverständige anzuhören. Dies ist im 
Rahmen der zur Zeit laufenden, aber bisher noch nicht abge- 
schlossenen Beratungen der Richtlinien über die Früherkennung 
von Krankheiten bei Kindern bereits geschehen. Ferner ist 
durch die Übertragung dieser Aufgaben an den Bundesaus- 
schuß auch künftig sichergestellt, daß das Untersuchungspro- 
gramm ohne Verzögerungen gewandelten wissenschaftlichen 
Erkenntnissen angepaßt werden kann. Eine solche Anpassung 
an neuere wissenschaftliche Erkenntnisse wird zur Zeit durch 
den Bundesausschuß im Rahmen der Richtlinien über die ärzt- 
liche Betreuung während der Schwangerschaft und nach der Ent- 
bindung vorbereitet, so daß im Bereich der Mutterschaftsvor- 
sorge der gesetzlichen Krankenversicherung die Verhütung 
prae- und perinataler Schäden noch wirkungsreicher gestaltet 
werden kann. Zur Effektivität der vorgesehenen Maßnahmen 
zur Früherkennung von Krankheiten wird schließlich auch die 
Verpflichtung der Krankenkassen beitragen, im Zusammen- 
wirken mit den Kassenärztlichen Vereinigungen die Versicher- 
ten und ihre anspruchsberechtigten Familienangehörigen mit 
allen geeigneten Mitteln und in bestimmten Zeitabständen 
über die zur Sicherung der Gesundheit notwendige und zweck- 
mäßige Inanspruchnahme von Untersuchungen zur Früherken- 
nung von Krankheiten aufzuklären. 


2. Hält es die Bundesregierung für erforderlich, daß nicht nur das 
Untersuchungsprogramm nach einheitlichen Richtlinien durchge- 
führt wird, sondern daß auch die Ergebnisse auf Bundesebene 
an einer zentralen Stelle ausgewertet werden? 


Die Einheitlichkeit des Untersuchungsprogramms ist durch die 
vorerwähnten Richtlinien gewährleistet. Die Sammlung und 
Auswertung der bei diesen Untersuchungen anfallenden Ergeb- 
nisse ist den Krankenkassen und den Kassenärztlichen Vereini- 
gungen übertragen. Es ist daher die Aufgabe der Gemeinsamen 
Selbstverwaltung der Kassenärzte und Krankenkassen zu re- 
geln — sei es in Richtlinien, sei es in Verträgen — , in welcher 
Weise diesem gesetzlichen Auftrag sachgerecht zu entsprechen 
ist. Nach meiner Auffassung gehört hierzu auch, die Möglich- 
keit zu prüfen, ob und wie ggf. eine zentrale Auswertung er- 
folgen kann. Im übrigen hat der Bundesgesundheitsrat auf 
seiner Vollversammlung am 11. März 1971 in einem Votum, 
das sich mit Krankheitsfrüherkennung bei Säuglingen und 
Kleinkindern befaßt, darauf hingewiesen, daß, um die Effizienz 
dieser Untersuchungen sicherzustellen, die bei den Kassenärzt- 
lichen Vereinigungen gesammelten Daten und Auswertungen 
der Wissenschaft und dem öffentlichen Gesundheitsdienst ins- 
besondere für eine gesundheitspolitische Bearbeitung zugäng- 
lich gemacht werden sollten. 
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3. Aufgrund weldier Planungen und vorbereitender Arbeiten kann 
schon heute gesagt werden, in welcher Weise Verdachtsmo- 
mente auf schwerwiegende Schäden opLiinal verfolgt werden 
können? 


Die optimale Erfassung von Verdachtsmomenten auf schwer- 
wiegende Entwicklungsstörungen und -schaden im Rahmen der 
Früherkennungsuntersuchungen hängt mit von der Gestaltung 
der Untersuchungsprogramme ab, die hinsichtlich des Inhalts, 
der Methoden und des Zeitpunktes der Untersuchungen das 
möglichst frühzeitige Erkennen von Verdachtsfällen sicherstel- 
len sollen. Dieser Zielsetzung haben die zu beschließenden 
Richtlinien des Bundesausschusses Rechnung zu tragen. Für die 
Kinder, bei denen im Rahmen der vorgesehenen Untersuchun- 
gen ein Verdacht auf eine der entwicklungsgefährdenden 
Krankheiten festgestellt wird, stehen alle nach dem Recht der 
gesetzlichen Krankenversicherung vorgesehenen Leistungen der 
Krankenhilfe zur Verfügung, so daß ohne Verzögerung notwen- 
dige eingehende Untersuchungen der Verdachtsfälle und ggf. 
Behandlungen aufgenommen werden können. Die Bundesregie- 
rung sieht daher in dem im Rahmen der gesetzlichen Kranken- 
versicherung gewährleisteten Zusammenwirken der Maßnah- 
men zur Früherkennung und der sich anschließenden Leistungen 
zur eingehenden Diagnostik und Behandlung der Verdachtsfälle 
die Voraussetzungen für eine optimale Betreuung. Allerdings 
hat eine solche Betreuung der Kinder, bei denen sich Verdachts- 
momente auf entwicklungsgefährdende Krankheiten gezeigt 
haben, auch mit zur Voraussetzung, daß die Möglichkeiten ge- 
nutzt werden, die die Gewährung der Früherkennungsunter- 
suchungen für solche Fälle bieten. Hier wird die bereits ange- 
sprochene Verpflichtung der Krankenkassen zur Aufklärung 
der Versicherten eine wichtige Bedeutung haben. Um eine ins 
einzelne gehende Aussage über die Wirkungsweise des Lei- 
stungssystems machen zu können, wird es notwendig sein, die 
sich aus der Anwendung ergebenden Erfahrungen in der Praxis 
abzuwarten. 


4. Hält die Bundesregierung die Zahl der Spezialeinrichtungen für 
ausreichend, die dem erstuntersuchenden Arzt in den Fällen, die 
nicht ohne weiteres in der Praxis geklärt werden können — wie 
etwa der Verdacht auf sich anbahnende spastische Lähmung 
nach Risikogeburt — zur weiteren Aufklärung des Verdachtes 
zur Verfügung stehen? 


Der Bedarf an „Spezialeinrichtungen" zur weiteren Verdachts- 
klärung, wie sie in der Frage gekennzeichnet werden, wird na- 
turgemäß durch die Gestaltung des im Rahmen der Früherken- 
nungsmaßnahmen vorgesehenen Untersuchungsprogramms, 
über das der Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen 
zur Zeit berät, beeinflußt. In dieser Hinsicht hat entsprechend 
der gesetzlichen Anweisung der Bundesausschuß u. a. bei der 
Festlegung der Einzelheiten, insbesondere der für die Früher- 
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kennung in Betracht zu ziehenden Krankheiten, die eine nor- 
male körperliche oder geistige Entwicklung des Kindes in be- 
sonderem Maße gefährden, auch den Gesichtspunkt zu beachten, 
daß genügend Ärzte und Einrichtungen vorhanden sein müssen, 
um die aufgefundenen Verdachtsfälle eingehend zu diagnosti- 
zieren. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß 
der Bundesgesundheitsrat in dem bereits erwähnten Votum 
einen Katalog solcher Krankheiten aufgestellt hat. Dieses 
Votum liegt dem Bundesausschuß als Beratungsunterlage vor. 
Bei Zugrundelegung eines solchen oder vergleichbaren Katalogs 
von Krankheiten für das Untersuchungsprogramm für Kinder 
bin ich der Auffassung, daß beim Anlaufen dieser Früherken- 
nungsmaßnahmen die vorhandenen Möglichkeiten zur einge- 
henden Verdachtsklärung ausreichend sind. Dabei gehe ich 
davon aus, daß als „Spezialeinrichtungen" zur weiteren Auf- 
klärung eines Verdachts insbesondere auch die Praxen der frei- 
beruflich tätigen Fachärzte anzusehen sind. Im weiteren Ver- 
lauf der Praktizierung der Früherkennungsuntersuchungen wird 
jeweils zu prüfen sein, ob sich die angenommene Sachlage ge- 
ändert hat. 


5. Auf welche Weise gedenkt die Bundesregierung, dem Mangel 
□n qualifizierten Behandlungseinrichtungen, etwa zur Behand- 
lung von cerebralen Bewegungsstörungen, Hörschäden u. a. m. 
abzuhelfen? 


Entsprechend der Zuständigkeitsabgrenzung zwischen Bund und 
Ländern hat der Bund nur begrenzte Möglichkeiten der Einfluß- 
nahme auf die Errichtung einer ausreichenden Zahl von Behand- 
sungseinrichtungen für behinderte Kinder. Der Bund hat von 
der Möglichkeit Gebrauch gemacht, überregionale Behandlungs- 
zentren zu schaffen, denen für das Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland Modellcharakter zugesprochen werden kann. In 
ihnen soll durch eine in erster Linie rehabilitative Behandlung 
nach den neuesten medizinischen Erkenntnissen eine Eingliede- 
rung der behinderten Kinder in Familie und Gesellschaft ange- 
strebt werden. Darüber hinaus sollen diese Modelleinrichtungen 
beispielgebend für die Schaffung gleichartiger Zentren im ge- 
samten Bundesgebiet sein. Bisher wurden Modelleinrichtungen 
für folgende Gruppen behinderter Kinder gefördert: spastisch 
Gelähmte, anfallkranke und psychisch gestörte Kinder, Polio- 
myelitisgeschädigte, geistig behinderte und mehrfach geschä- 
digte Kinder und rheumakranke Kinder. Ein als Modell geför- 
dertes Zentrum für Frühdiagnostik und Frühbehandlung behin- 
derter Kinder befindet sich im Bau. 


In Vertretung 

Dr. Auerbach 
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